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 JUSLINE Entscheidung

 Veröffentlicht am 08.03.2010

Norm

AsylG 2005 §12a Abs2

AsylG 2005 §41a

1. AsylG 2005 § 12a gültig von 01.11.2017 bis 11.06.2026 aufgehoben durch BGBl. I Nr. 39/2026

2. AsylG 2005 § 12a gültig von 01.11.2017 bis 31.10.2017 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 84/2017

3. AsylG 2005 § 12a gültig von 20.07.2015 bis 31.10.2017 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 70/2015

4. AsylG 2005 § 12a gültig von 19.06.2015 bis 19.07.2015 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 70/2015

5. AsylG 2005 § 12a gültig von 01.01.2014 bis 18.06.2015 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 144/2013

6. AsylG 2005 § 12a gültig von 01.01.2014 bis 31.07.2013 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 87/2012

7. AsylG 2005 § 12a gültig von 01.08.2013 bis 31.12.2013 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 144/2013

8. AsylG 2005 § 12a gültig von 01.07.2011 bis 31.07.2013 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 38/2011

9. AsylG 2005 § 12a gültig von 01.01.2010 bis 30.06.2011 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 122/2009

1. AsylG 2005 § 41a gültig von 01.01.2010 bis 31.12.2013 aufgehoben durch BGBl. I Nr. 87/2012

Spruch

B2 311.524-2/2010/2E

Analoge Entscheidung betreffend Familienmitglieder:

B2 311.521-1/2010/2E

B2 311.522-2/2010-2E

BESCHLUSS

Der Asylgerichtshof hat durch die Richterin Mag. MAGELE als Einzelrichter über die Beschwerde der XXXX,

Staatsangehörigkeit:Der Asylgerichtshof hat durch die Richterin Mag. MAGELE als Einzelrichter über die Beschwerde

der römisch 40 , Staatsangehörigkeit:

Republik Kosovo, gegen den mündlich verkündeten Bescheid des Bundesasylamtes vom 01.03.2010, Zl. 10 01.514-

EAST-Ost, beschlossen:

Die Aufhebung des faktischen Abschiebeschutzes ist gemäß § 12a Abs. 2 iVm § 41a AsylG 2005 idgF, rechtmäßig.Die

Aufhebung des faktischen Abschiebeschutzes ist gemäß Paragraph 12 a, Absatz 2, in Verbindung mit Paragraph 41 a,

AsylG 2005 idgF, rechtmäßig.
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BEGRÜNDUNG:

I. Gang des Verfahrens und Sachverhalt:römisch eins. Gang des Verfahrens und Sachverhalt:

1.1 Die Beschwerdeführerin, Staatsangehörige der Republik Kosovo und Angehörige der goranischen Volksgruppe,

beantragte am 22.01.2007 erstmalig (nach gemeinsamer Einreise mit ihrem Gatten und den beiden unmündig

minderjährigen Kindern) die Gewährung von internationalem Schutz. Der Antrag der Beschwerdeführerin wurde vom

Bundesasylamt mit Bescheid vom 12.04.2007, Zahl 07 00.793 - EAST-WEST, gemäß § 3 Abs. 1 AsylG abgewiesen und ihr

der Status der Asylberechtigten nicht zuerkannt. Weiters wurde der Beschwerdeführerin gemäß § 8 Abs. 1 Z 1 AsylG

der Status der subsidiär Schutzberechtigten in Bezug auf den Herkunftsstaat "Serbien, Provinz Kosovo" nicht

zuerkannt und wurde die Beschwerdeführerin gemäß § 10 Abs. 1 Z 2 AsylG aus dem österreichischen Bundesgebiet

nach "Serbien, Provinz Kosovo" ausgewiesen. Ihr Vorbringen - sie habe den Kosovo ausschließlich wegen ihres Mannes

verlassen, der ihr seine Ausreisegründe jedoch nie mitgeteilt habe; sie wisse diesbezüglich "überhaupt nichts" - wurde

dabei als nicht asylrelevant eingestuft. Dagegen wurde von der Beschwerdeführerin fristgerecht das Rechtsmittel der

Beschwerde (damals: Berufung) erhoben.1.1 Die Beschwerdeführerin, Staatsangehörige der Republik Kosovo und

Angehörige der goranischen Volksgruppe, beantragte am 22.01.2007 erstmalig (nach gemeinsamer Einreise mit ihrem

Gatten und den beiden unmündig minderjährigen Kindern) die Gewährung von internationalem Schutz. Der Antrag der

Beschwerdeführerin wurde vom Bundesasylamt mit Bescheid vom 12.04.2007, Zahl 07 00.793 - EAST-WEST, gemäß

Paragraph 3, Absatz eins, AsylG abgewiesen und ihr der Status der Asylberechtigten nicht zuerkannt. Weiters wurde

der Beschwerdeführerin gemäß Paragraph 8, Absatz eins, ZiMer eins, AsylG der Status der subsidiär

Schutzberechtigten in Bezug auf den Herkunftsstaat "Serbien, Provinz Kosovo" nicht zuerkannt und wurde die

Beschwerdeführerin gemäß Paragraph 10, Absatz eins, ZiMer 2, AsylG aus dem österreichischen Bundesgebiet nach

"Serbien, Provinz Kosovo" ausgewiesen. Ihr Vorbringen - sie habe den Kosovo ausschließlich wegen ihres Mannes

verlassen, der ihr seine Ausreisegründe jedoch nie mitgeteilt habe; sie wisse diesbezüglich "überhaupt nichts" - wurde

dabei als nicht asylrelevant eingestuft. Dagegen wurde von der Beschwerdeführerin fristgerecht das Rechtsmittel der

Beschwerde (damals: Berufung) erhoben.

Im Verlauf einer mündlichen Verhandlung vor dem Unabhängigen Bundesasylsenat am 02.10.2007 erklärte die

Beschwerdeführerin zu ihren Gründen für das Verlassen des Kosovo: "Ich habe meine Heimat wegen meines Mannes

verlassen. Ich habe nie zuvor mein Dorf verlassen. Mein Mann hat sich entschlossen auszureisen und ich bin ihm

gefolgt. Ich weiß wirklich nicht, was der Grund war."

Am 23.07.2009 erfolgte eine (weitere) mündliche Verhandlung vor dem Asylgerichtshof.

Mit Erkenntnis des Asylgerichtshofes vom 12.08.2009, GZ C1 311524-1/2008/10E, wurde die Beschwerde gemäß §§ 3

Abs. 1, 8 Abs. 1 Z 1 und 10 Abs. 1 Z 2 AsylG mit der Maßgabe abgewiesen, dass der Herkunftsstaat "Republik Kosovo"

zu lauten habe.Mit Erkenntnis des Asylgerichtshofes vom 12.08.2009, GZ C1 311524-1/2008/10E, wurde die

Beschwerde gemäß Paragraphen 3, Absatz eins, 8, Absatz eins, ZiMer eins und 10 Absatz eins, ZiMer 2, AsylG mit der

Maßgabe abgewiesen, dass der Herkunftsstaat "Republik Kosovo" zu lauten habe.

Dieses Erkenntnis wurden dem Rechtsvertreter der Beschwerdeführerin am 17.08.2009 und der Beschwerdeführerin

gemäß § 23 Abs. 3 AsylG am 24.08.2009 zugestellt und ist damit in Rechtskraft erwachsen. Es erfolgte keine Erhebung

einer Beschwerde an dem Verfassungsgerichtshof.Dieses Erkenntnis wurden dem Rechtsvertreter der

Beschwerdeführerin am 17.08.2009 und der Beschwerdeführerin gemäß Paragraph 23, Absatz 3, AsylG am 24.08.2009

zugestellt und ist damit in Rechtskraft erwachsen. Es erfolgte keine Erhebung einer Beschwerde an dem

Verfassungsgerichtshof.

Nach den Feststellungen dieser rechtskräftigen Entscheidung hat die Beschwerdeführerin keine eigenständigen

Fluchtgründe angegeben. Diejenigen ihres Gatten seien als teilweise unglaubwürdig und teilweise nicht asylrelevant

beurteilt worden. Angesichts der Situation im Herkunftsstaat wurde festgestellt, dass sich auch daraus keine

refoulementschutzrechtliche Gefährdung der Beschwerdeführerin ergebe. Hinderungsgründe gegen die Ausweisung

lagen unter dem Aspekt des Schutzes des Familienlebens der Beschwerdeführerin nicht vor, da alle Mitglieder der

Kernfamilie davon betroMen waren. Hinsichtlich des Rechtes auf Achtung des Privatlebens ergab sich mit Blick auf die

illegale Einreise und den nicht sehr langen und bloß auf die vorläuNge Aufenthaltsberechtigung als Asylwerberin

gestützten Aufenthalt im Zusammenhang mit dem Fehlen von Hinweisen auf eine tiefer gehende Integration der

Beschwerdeführerin kein unzulässiger EingriM im Sinne von Art. 8 EMRK.Nach den Feststellungen dieser
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rechtskräftigen Entscheidung hat die Beschwerdeführerin keine eigenständigen Fluchtgründe angegeben. Diejenigen

ihres Gatten seien als teilweise unglaubwürdig und teilweise nicht asylrelevant beurteilt worden. Angesichts der

Situation im Herkunftsstaat wurde festgestellt, dass sich auch daraus keine refoulementschutzrechtliche Gefährdung

der Beschwerdeführerin ergebe. Hinderungsgründe gegen die Ausweisung lagen unter dem Aspekt des Schutzes des

Familienlebens der Beschwerdeführerin nicht vor, da alle Mitglieder der Kernfamilie davon betroMen waren.

Hinsichtlich des Rechtes auf Achtung des Privatlebens ergab sich mit Blick auf die illegale Einreise und den nicht sehr

langen und bloß auf die vorläuNge Aufenthaltsberechtigung als Asylwerberin gestützten Aufenthalt im Zusammenhang

mit dem Fehlen von Hinweisen auf eine tiefer gehende Integration der Beschwerdeführerin kein unzulässiger EingriM

im Sinne von Artikel 8, EMRK.

1.2 Mit Schreiben vom 27.08.2009 erklärte die Beschwerdeführerin ihre Absicht einer freiwilligen Rückkehr in den

Kosovo und erklärte sich damit einverstanden, dass ihr Asylverfahren eingestellt oder als gegenstandslos abgelegt

werde.

Am 05.09.2009 verließ die Beschwerdeführerin mit ihrer Familie unabgemeldet ihr Quartier. Am 12.10.2009 stellte die

Beschwerdeführerin - ebenso wie ihre Familie - in Frankreich einen weiteren Antrag auf internationalen Schutz. Die

Beschwerdeführerin wurde unter Anwendung der Dublin II-VO am 16.02.2010 (gemeinsam mit ihrer Familie) nach

Österreich rücküberstellt und stellte am 18.02.2010 einen weiteren Antrag auf internationalen Schutz. Die

Beschwerdeführerin begründete diesen neuerlichen Antrag mit dem Umstand, man habe ihr in Frankreich gesagt, dass

sie die Möglichkeit habe, in Österreich einen weiteren Antrag einzubringen. An den Gründen von 2007 habe sich nichts

geändert (sie habe keine neuen Gründe vorzubringen); Goraner würden im Kosovo bedroht und verfolgt.

Am 24.02.2010 wurde der Beschwerdeführerin eine Ladung über eine weitere Einvernahme vor dem Bundesasylamt

am 01.03.2010 zugestellt. Am selben Tag wurde die Beschwerdeführerin mit Verfahrensanordnung gemäß § 29 Abs. 3

Z 6 AsylG in Kenntnis gesetzt, dass beabsichtigt sei, ihren Antrag auf internationalen Schutz zurückzuweisen und den

faktischen Abschiebeschutz durch mündlichen Bescheid aufzuheben.Am 24.02.2010 wurde der Beschwerdeführerin

eine Ladung über eine weitere Einvernahme vor dem Bundesasylamt am 01.03.2010 zugestellt. Am selben Tag wurde

die Beschwerdeführerin mit Verfahrensanordnung gemäß Paragraph 29, Absatz 3, ZiMer 6, AsylG in Kenntnis gesetzt,

dass beabsichtigt sei, ihren Antrag auf internationalen Schutz zurückzuweisen und den faktischen Abschiebeschutz

durch mündlichen Bescheid aufzuheben.

Im Verlauf einer niederschriftlichen Einvernahme vor dem Bundesasylamt am 01.03.2010 (im Beisein eines

Rechtsberaters) gab die Beschwerdeführerin an, die Probleme für Goraner bestünden seit 1999, ihre Angehörigen

seien "alle im Ausland". 2004 oder 2005 habe es einen Anschlag auf ihr Elternhaus gegeben, dies habe sie im

Erstverfahren vergessen vorzubringen. Die Gemeinde habe damals alles repariert und erneuert. Sie könne nicht im

Kosovo leben, sie "habe niemanden" dort. Sollten sie und ihr Gatte abgeschoben werden, sollten die Kinder mit ihnen

gehen.

1.3 Mit mündlich verkündetem Bescheid des Bundesasylamtes vom 01.03.2010 wurde der faktische Abschiebeschutz

der Beschwerdeführerin aufgrund von § 12 a Abs. 2 AsylG 2005 idgF aufgehoben und der mündlich verkündete

Bescheid in der Niederschrift gemäß § 22 Abs. 10 AsylG 2005 und § 62 Abs. 2 AVG beurkundet. Begründend wurde

ausgeführt, der für die Entscheidung maßgebliche Sachverhalt habe sich seit Rechtskraft des Vorverfahrens nicht

geändert und der neuerliche Antrag werde voraussichtlich wegen entschiedener Sache zurückzuweisen sein. Die

Beschwerdeführerin habe keinen neuen Sachverhalt vorgebracht, sondern sich ausschließlich auf die bereits

behandelten Fluchtgründe bezogen. Zudem hätten sich weder die Lage im Herkunftsland noch die persönlichen

Verhältnisse entscheidungsrelevant geändert. Eine Gefahr im Sinne des § 12 a Abs. 2 Z 3 AsylG sei nicht ersichtlich.1.3

Mit mündlich verkündetem Bescheid des Bundesasylamtes vom 01.03.2010 wurde der faktische Abschiebeschutz der

Beschwerdeführerin aufgrund von Paragraph 12, a Absatz 2, AsylG 2005 idgF aufgehoben und der mündlich

verkündete Bescheid in der Niederschrift gemäß Paragraph 22, Absatz 10, AsylG 2005 und Paragraph 62, Absatz 2, AVG

beurkundet. Begründend wurde ausgeführt, der für die Entscheidung maßgebliche Sachverhalt habe sich seit

Rechtskraft des Vorverfahrens nicht geändert und der neuerliche Antrag werde voraussichtlich wegen entschiedener

Sache zurückzuweisen sein. Die Beschwerdeführerin habe keinen neuen Sachverhalt vorgebracht, sondern sich

ausschließlich auf die bereits behandelten Fluchtgründe bezogen. Zudem hätten sich weder die Lage im Herkunftsland

noch die persönlichen Verhältnisse entscheidungsrelevant geändert. Eine Gefahr im Sinne des Paragraph 12, a Absatz

2, Ziffer 3, AsylG sei nicht ersichtlich.
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1.4 Die Verwaltungsakten des Bundesasylamtes langten am 04.03.2010 bei der zuständigen Gerichtsabteilung des

Asylgerichtshofes ein, worüber das Bundesasylamt gemäß § 41a Abs. 2 AsylG 2005 mit Mitteilung vom selben Tag

informiert wurde.1.4 Die Verwaltungsakten des Bundesasylamtes langten am 04.03.2010 bei der zuständigen

Gerichtsabteilung des Asylgerichtshofes ein, worüber das Bundesasylamt gemäß Paragraph 41 a, Absatz 2, AsylG 2005

mit Mitteilung vom selben Tag informiert wurde.

II. Rechtliche Beurteilung:römisch zwei. Rechtliche Beurteilung:

1.1 Am 1.1.2010 ist das AsylG 2005 idF der Novelle BGBl. 122/2009 in Kraft getreten. Gemäß § 75 Abs. 9 sind die §§12 a,

22 Abs.12, 31 Abs.4, 34 Abs.6 und 35 in der genannten Fassung auf Verfahren, die bereits vor dem 1.Jänner 2010

anhängig waren, nicht anzuwenden.1.1 Am 1.1.2010 ist das AsylG 2005 in der Fassung der Novelle Bundesgesetzblatt

122 aus 2009, in Kraft getreten. Gemäß Paragraph 75, Absatz 9, sind die §§12 a, 22 Absatz 12, 31, Absatz 4, 34, Absatz 6

und 35 in der genannten Fassung auf Verfahren, die bereits vor dem 1.Jänner 2010 anhängig waren, nicht

anzuwenden.

Die vorliegenden Folgeanträge wurde am 18.02.2010 gestellt, wodurch die in § 75 Abs.9 genannten Bestimmungen auf

ihn Anwendung Nnden.Die vorliegenden Folgeanträge wurde am 18.02.2010 gestellt, wodurch die in Paragraph 75,

Absatz 9, genannten Bestimmungen auf ihn Anwendung finden.

1.2 Gemäß § 61 Abs. 3 a AsylG 2005 entscheidet der Asylgerichtshof durch Einzelrichter über die Rechtmäßigkeit der

Aufhebung des Abschiebeschutzes im Rahmen der Überprüfung gemäß § 41 a.1.2 Gemäß Paragraph 61, Absatz 3, a

AsylG 2005 entscheidet der Asylgerichtshof durch Einzelrichter über die Rechtmäßigkeit der Aufhebung des

Abschiebeschutzes im Rahmen der Überprüfung gemäß Paragraph 41, a.

1.3 Gemäß § 23 Abs. 1 AsylGHG (Asylgerichtshof-Einrichtungsgesetz; Art. 1 BG BGBl. I 4/2008 idF BGBl. I Nr. 147/2008)

sind, soweit sich aus dem Asylgesetz 2005 (AsylG 2005), BGBl. I Nr. 100 nicht anderes ergibt, auf das Verfahren vor dem

Asylgerichtshof die Bestimmungen des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 (AVG), BGBl. Nr. 51, mit der

Maßgabe sinngemäß anzuwenden, dass an die Stelle des BegriMs "Berufung" der BegriM "Beschwerde" tritt.1.3 Gemäß

Paragraph 23, Absatz eins, AsylGHG (Asylgerichtshof-Einrichtungsgesetz; Artikel eins, BG Bundesgesetzblatt Teil eins, 4

aus 2008, in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 147 aus 2008,) sind, soweit sich aus dem Asylgesetz 2005

(AsylG 2005), Bundesgesetzblatt römisch eins Nr. 100 nicht anderes ergibt, auf das Verfahren vor dem Asylgerichtshof

die Bestimmungen des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 (AVG), Bundesgesetzblatt Nr. 51, mit der

Maßgabe sinngemäß anzuwenden, dass an die Stelle des Begriffs "Berufung" der Begriff "Beschwerde" tritt.

1.4 Gemäß § 12a Abs. 2 AsylG 2005 kann das Bundesasylamt den faktischen Abschiebeschutz eines Fremden, der einen

Folgeantrag gemäß § 2 Abs. 1 Z 23 AsylG 2005 gestellt hat, aufheben, wenn1.4 Gemäß Paragraph 12 a, Absatz 2, AsylG

2005 kann das Bundesasylamt den faktischen Abschiebeschutz eines Fremden, der einen Folgeantrag gemäß

Paragraph 2, Absatz eins, Ziffer 23, AsylG 2005 gestellt hat, aufheben, wenn

1. gegen ihn eine aufrechte Ausweisung besteht,

2. der Antrag voraussichtlich zurückzuweisen ist, weil keine entscheidungswesentliche Änderung des maßgeblichen

Sachverhaltes eingetreten ist, und

3. die Zurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung keine reale Gefahr einer Verletzung von Art. 2, 3 oder 8

EMRK oder der Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention bedeuten und für ihn als Zivilperson keine ernsthafte

Bedrohung des Lebens und der Unversehrtheit infolge willkürlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder

innerstaatlichen KonQiktes mit sich bringen würde.3. die Zurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung keine

reale Gefahr einer Verletzung von Artikel 2, 3, oder 8 EMRK oder der Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention

bedeuten und für ihn als Zivilperson keine ernsthafte Bedrohung des Lebens und der Unversehrtheit infolge

willkürlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen Konfliktes mit sich bringen würde.

N a c h § 22 Abs. 10 AsylG 2005 sind Bescheide des Bundesasylamtes über die Aufhebung des faktischen

Abschiebeschutzes nach § 12a Abs. 2 AsylG 2005 mündlich zu verkünden. Die Beurkundung gemäß § 62 Abs. 2 AVG gilt

auch als schriftliche Ausfertigung gemäß § 62 Abs. 3 AVG. Die Verwaltungsakten des Bundesasylamtes sind dem

Asylgerichtshof unverzüglich von Amts wegen zur Überprüfung gemäß § 41a Abs. 1 AsylG 2005 zu übermitteln. Diese

gilt als Beschwerde an den Asylgerichtshof; dies ist in der Rechtsmittelbelehrung anzugeben.Nach Paragraph 22,

Absatz 10, AsylG 2005 sind Bescheide des Bundesasylamtes über die Aufhebung des faktischen Abschiebeschutzes
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nach Paragraph 12 a, Absatz 2, AsylG 2005 mündlich zu verkünden. Die Beurkundung gemäß Paragraph 62, Absatz 2,

AVG gilt auch als schriftliche Ausfertigung gemäß Paragraph 62, Absatz 3, AVG. Die Verwaltungsakten des

Bundesasylamtes sind dem Asylgerichtshof unverzüglich von Amts wegen zur Überprüfung gemäß Paragraph 41 a,

Absatz eins, AsylG 2005 zu übermitteln. Diese gilt als Beschwerde an den Asylgerichtshof; dies ist in der

Rechtsmittelbelehrung anzugeben.

Eine Entscheidung des Bundesasylamtes, mit der der faktische Abschiebeschutz eines Fremden nach § 12a Abs. 2 AsylG

2005 aufgehoben wurde, ist gemäß § 41a Abs. 1 AsylG 2005 vom Asylgerichtshof unverzüglich zu überprüfen. Das

Verfahren ist ohne Abhaltung einer mündlichen Verhandlung zu entscheiden. § 66 Abs. 2 AVG ist in diesem Verfahren

nicht anzuwenden. Das Neuerungsverbot nach § 40 AsylG 2005 gilt sinngemäß.Eine Entscheidung des

Bundesasylamtes, mit der der faktische Abschiebeschutz eines Fremden nach Paragraph 12 a, Absatz 2, AsylG 2005

aufgehoben wurde, ist gemäß Paragraph 41 a, Absatz eins, AsylG 2005 vom Asylgerichtshof unverzüglich zu

überprüfen. Das Verfahren ist ohne Abhaltung einer mündlichen Verhandlung zu entscheiden. Paragraph 66, Absatz 2,

AVG ist in diesem Verfahren nicht anzuwenden. Das Neuerungsverbot nach Paragraph 40, AsylG 2005 gilt sinngemäß.

2.1 Im gegenständlichen Fall besteht nach der rechtskräftigen Ausweisung der Beschwerdeführerin gemäß § 10 Abs. 1

Z 2 AsylG 2005 durch das Erkenntnis des Asylgerichtshofs vom 12.08.2009 im Verfahren über ihren ersten Asylantrag

eine aufrechte Ausweisung. Diese Entscheidung ist nach Zustellung am 17.08.2009 und 24.08.2009 in Rechtskraft

erwachsen.2.1 Im gegenständlichen Fall besteht nach der rechtskräftigen Ausweisung der Beschwerdeführerin gemäß

Paragraph 10, Absatz eins, Ziffer 2, AsylG 2005 durch das Erkenntnis des Asylgerichtshofs vom 12.08.2009 im Verfahren

über ihren ersten Asylantrag eine aufrechte Ausweisung. Diese Entscheidung ist nach Zustellung am 17.08.2009 und

24.08.2009 in Rechtskraft erwachsen.

Es besteht daher gegen die Beschwerdeführerin eine aufrechte Ausweisung, da sie nach Erlassung der Ausweisung

lediglich illegal nach Frankreich weitergereist ist und die Ausweisung somit nicht "konsumiert" wurde.

2.2 Die Beschwerdeführerin stützte ihren neuerlichen Antrag ausdrücklich und ausschließlich auf die schon im ersten

Verfahren geltend gemachten Gründe, mithin auf einen Sachverhalt, der bereits vor Rechtskraft des Erkenntnis des

Asylgerichtshofs vom 12.08.2009, mit dem der erste Antrag der Beschwerdeführerin abgewiesen wurde, verwirklicht

waren. Einem zweiten Asylantrag, der sich auf einen vor Beendigung des Verfahrens über den ersten Asylantrag

verwirklichten Sachverhalt stützt, steht die Rechtskraft des über den ersten Antrag absprechenden Bescheides

entgegen (VwGH Zl. 96/20/0266 vom 10.06.1998 mit Hinweis auf E 24.3.1993, Zl. 92/12/0149).

Auch seitens ihrer Familienangehörigen wurden keinerlei neue Gründe für die Antragstellung vorgebracht.

Der vorgebrachte Anschlag auf ihr Elternhaus 2004/2005 war der Beschwerdeführerin bereits während ihres ersten

Verfahrens bekannt. Überdies wurden die Schäden auf Gemeindekosten behoben, was jedenfalls gegen eine

Verfolgung oder massive Schlechterstellung der Goraner im Kosovo spricht.Der vorgebrachte Anschlag auf ihr

Elternhaus 2004 aus 2005, war der Beschwerdeführerin bereits während ihres ersten Verfahrens bekannt. Überdies

wurden die Schäden auf Gemeindekosten behoben, was jedenfalls gegen eine Verfolgung oder massive

Schlechterstellung der Goraner im Kosovo spricht.

Eine entscheidungswesentliche Änderung des Sachverhaltes ist daher nicht eingetreten und es wird der Folgeantrag

voraussichtlich zurückzuweisen sein.

2.3 In der Entscheidung über die ersten Asylanträge hat der Asylgerichtshof ausgesprochen, dass die

Beschwerdeführerin bei einer Rückkehr in den Herkunftsstaat keiner realen Gefahr einer Verletzung von Art. 2 EMRK,

Art. 3 EMRK oder der Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention ausgesetzt wäre oder für sie als Zivilperson eine

ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit infolge willkürlicher Gewalt im Rahmen eines

internationalen oder innerstaatlichen KonQiktes bestehen würde. Auch im zweiten Verfahren vor dem Bundesasylamt

ist keine solche Bedrohung hervorgekommen. Die Lage im Herkunftsstaat hat sich nach den Feststellungen im

angefochtenen Bescheid im Vergleich zu der im Erkenntnis des Asylgerichtshofs vom 12.08.2009 festgestellten

Situation nicht zum Nachteil der Beschwerdeführerin verändert und bildet keine derartige Bedrohung.2.3 In der

Entscheidung über die ersten Asylanträge hat der Asylgerichtshof ausgesprochen, dass die Beschwerdeführerin bei

einer Rückkehr in den Herkunftsstaat keiner realen Gefahr einer Verletzung von Artikel 2, EMRK, Artikel 3, EMRK oder

der Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention ausgesetzt wäre oder für sie als Zivilperson eine ernsthafte Bedrohung

des Lebens oder der Unversehrtheit infolge willkürlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen
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KonQiktes bestehen würde. Auch im zweiten Verfahren vor dem Bundesasylamt ist keine solche Bedrohung

hervorgekommen. Die Lage im Herkunftsstaat hat sich nach den Feststellungen im angefochtenen Bescheid im

Vergleich zu der im Erkenntnis des Asylgerichtshofs vom 12.08.2009 festgestellten Situation nicht zum Nachteil der

Beschwerdeführerin verändert und bildet keine derartige Bedrohung.

Die gegen alle Mitglieder der Kernfamilie gerichtete Ausweisung greift nicht in das Recht der Beschwerdeführerin auf

Achtung ihres Familienlebens ein. Unter dem Aspekt des geschützten Privatlebens ist allein durch den Ablauf von

knapp sieben Monaten seit Rechtskraft des Erkenntnis des Asylgerichtshofs vom 12.08.2009 keine relevante Änderung

eingetreten.

Die Zurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung der Beschwerdeführerin in seinen Herkunftsstaat stellt für

diesen somit keine reale Gefahr einer Verletzung von Art. 2, 3 oder 8 EMRK oder der Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13 zur

Konvention dar. Es besteht für sie nach der aktuellen Lage im Herkunftsstaat als Zivilperson auch keine ernsthafte

Bedrohung des Lebens und der Unversehrtheit infolge willkürlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder

innerstaatlichen KonQiktes.Die Zurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung der Beschwerdeführerin in seinen

Herkunftsstaat stellt für diesen somit keine reale Gefahr einer Verletzung von Artikel 2, 3, oder 8 EMRK oder der

Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention dar. Es besteht für sie nach der aktuellen Lage im Herkunftsstaat als

Zivilperson auch keine ernsthafte Bedrohung des Lebens und der Unversehrtheit infolge willkürlicher Gewalt im

Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen Konfliktes.

2.4 Da die Voraussetzungen des § 12a Abs. 2 iVm. § 41a AsylG 2005 für die Aufhebung des faktischen

Abschiebeschutzes vorliegen, ist der dazu mündlich verkündete Bescheid des Bundesasylamtes vom 01.03.2010

rechtmäßig.2.4 Da die Voraussetzungen des Paragraph 12 a, Absatz 2, in Verbindung mit Paragraph 41 a, AsylG 2005

für die Aufhebung des faktischen Abschiebeschutzes vorliegen, ist der dazu mündlich verkündete Bescheid des

Bundesasylamtes vom 01.03.2010 rechtmäßig.

Schlagworte

faktischer Abschiebeschutz - Aufhebung rechtmäßig, Familienverfahren

Zuletzt aktualisiert am

20.04.2010

Quelle: Asylgerichtshof AsylGH, http://www.asylgh.gv.at
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